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G 3229677

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2023

Berichtigung 
der Dritten Verordnung zur Änderung 

der Entschädigungsverordnung
Vom 17. Juli 2017

Die Dritte Verordnung zur Änderung der Entschädi-
gungsverordnung vom 20. Juni 2017 (GV. NRW. S. 649) 
wird wie folgt berichtigt:

„In Nummer 1 wird in § 1 Absatz 2 Nummer 3 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe cc die Angabe „258,00“ durch 
die Angabe „268,00“ ersetzt.“

Düsseldorf, den 17. Juli 2017

Ministerium
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

W i n k e l

– GV. NRW. 2017 S. 678

20320

Verordnung zur Änderung 
der Erschwerniszulagenverordnung

Vom 11. Juli 2017

Auf Grund des § 65 Satz 1 des Landesbesoldungsgeset-
zes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) ver-
ordnet die Landesregierung:

Artikel 1

§ 22 Absatz 1 der Erschwerniszulagenverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3497), die zuletzt durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 452) geändert worden 
ist, in Verbindung mit § 92 Absatz 1 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 452) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst:  

„(1) Eine Zulage in Höhe von 300,00 Euro monatlich er-
hält, wer als Polizeivollzugsbeamtin oder als Polizeivoll-
zugsbeamter

1.  in einem Mobilen Einsatzkommando,

2.   in einem Spezialeinsatzkommando des Landes für be-
sondere polizeiliche Einsätze,

3.   bei den Spezialeinheiten der Polizei in einer techni-
schen Einsatzgruppe, einer Verhandlungsgruppe oder 
einer Führungsstelle oder

4.   in der Fahndungsgruppe Staatsschutz beim Landes-
kriminalamt oder als Beamtin oder Beamter unter 
einer verliehenen, auf Dauer angelegten veränderten 
Identität (Legende) als Verdeckte Ermittlerin oder als 
Verdeckter Ermittler 

verwendet wird.“  

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 
in Kraft.

Düsseldorf, den 11. Juli 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  La s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2017 S. 678

2251

Hauptsatzung 
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-

Westfalen (LfM)
Vom 2. Juni 2017

Aufgrund der § 39a Satz 2, § 94 Absatz 6 Satz 4, § 97 Ab-
satz 2 Satz 2, § 98 Absatz 4 Satz 3 und Absatz 9, § 103 
Absatz  3 des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfa-
len (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 2014 (GV. 
NRW. S. 387) geändert worden sind, erlässt die Landes-
anstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) folgende 
Satzung:

I.
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung regelt Verfahren und Zusammenarbeit der 
Organe nach dem LMG NRW.

Verfahren und Zusammenarbeit von Organen nach dem 
Rundfunkstaatsvertrag bleiben hiervon unberührt.

§ 2
Name und Sitz

(1) Die Anstalt führt die Bezeichnung „Landesanstalt 
für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM)“. Sie ist eine 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts.

(2) Die LfM hat ihren Sitz in Düsseldorf.

(3) Die LfM hat das Recht zur Selbstverwaltung nach 
Maßgabe des LMG NRW.

(4) Die LfM führt ein Dienstsiegel.

§ 3
Organe

Organe der LfM sind

1. die Medienkommission

2. die Direktorin oder der Direktor.

§ 4
Aufgaben

Die LfM trifft im Interesse der Allgemeinheit die nach 
den Vorschriften des LMG NRW und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften sowie die ihr 
nach dem Rundfunkstaatsvertrag und anderen Rechts-
vorschriften übertragenen erforderlichen Entscheidun-
gen und Maßnahmen.

II.
Medienkommission

§ 5
Amtszeit

Die Amtszeit der ordentlichen Mitglieder der Medien-
kommission und ihrer Stellvertreterinnen und Stellver-
treter beträgt sechs Jahre. Sie beginnt mit dem ersten 
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Zusammentritt der Medienkommission und endet mit 
dem ersten Zusammentritt der nachfolgenden Medien-
kommission; dieser erfolgt in der letzten Woche der 
Amtszeit der vorangegangenen Medienkommission. Die/
Der amtierende Vorsitzende lädt die nach § 93 Absatz 2 
bis 5 entsandten oder bestimmten Personen, soweit ge-
setzlich vorgeschrieben, nach Durchführung des Verfah-
rens nach §  6 Absatz  2 bis 4, zur konstituierenden Sit-
zung der Medienkommission ein und leitet diese bis zur 
Wahl der/des neuen Vorsitzenden. 

§ 6
Entsendung, Mitgliedschaft

(1) Die/Der Vorsitzende der Medienkommission bittet 
sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit ihrer Mitglieder 
den Landtag und die nach § 93 Absatz 3 LMG NRW ent-
sendungsberechtigten Organisationen, innerhalb von 
vier Monaten die als Mitglieder der künftigen Medien-
kommission entsandten Personen und deren Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter zu benennen. Bei den entsen-
dungsberechtigten Stellen nach §  93 Absatz  4 LMG 
NRW erfolgt dies nach dem Beschluss des Landtages. 
Die nach § 93 Absatz 3 LMG NRW entsendungsberech-
tigten Organisationen weist sie/er darauf hin, dass mit 
der Entsendung das Verfahren und die Regelungen mit-
zuteilen sind, aufgrund derer die Personen entsandt wor-
den sind. Weiterhin ist auf die Berücksichtigung von 
Frauen und Männern gemäß § 93 Absatz 2 bzw. den al-
ternierenden Geschlechterwechsel gemäß §  93 Absatz  7 
LMG NRW sowie auf die Beachtung der Vorschriften der 
§ 91 Absatz 1, § 93 Absatz 6 und 10 sowie § 95 Absatz 1, 
2 und 4 LMG NRW hinzuweisen.

(2) Die entsendungsberechtigten Organisationen nach 
§ 93 Absatz 3 LMG NRW haben zugleich mit der Entsen-
dungsmitteilung die ordnungsgemäße Beschlussfassung 
über die benannten Personen zu bestätigen. Dazu sind 
insbesondere die notwendigen Bestimmungen über das 
zuständige Beschlussorgan, das Entsendungsverfahren 
einschließlich der Beschlussmodalitäten, zu beachtende 
Form- und Fristvorgaben zu übersenden und auf Nach-
frage zu erläutern beziehungsweise glaubhaft zu ma-
chen. Sind nach §  93 Absatz3 LMG NRW mehrere Or-
ganisationen gemeinsam entsendungsberechtigt, ist zu-
sätzlich die Einigung auf die benannten Personen 
nachzuweisen. Die entsendungsberechtigten Stellen 
haben darüber hinaus alle Angaben zu machen, die zur 
Nachprüfung der Voraussetzungen einer Unvereinbarkeit 
gemäß § 91 Absatz 1 LMG NRW erforderlich sind.

(3)  Die entsendungsberechtigten Organisationen nach 
§ 93 Absatz 3 LMG NRW müssen Frauen und Männer im 
Turnus der Amtsperioden alternierend berücksichtigen. 
Wird hiervon abgewichen, haben die entsendungsberech-
tigten Organisationen schriftlich mitzuteilen, aus wel-
chen Gründen ihnen aufgrund ihrer Zusammensetzung 
eine Entsendung von Frauen oder Männern regelmäßig 
oder im Einzelfall nicht möglich ist.

(4) Die/der amtierende Vorsitzende der Medienkommis-
sion prüft die ordnungsgemäße Entsendung der nach 
§  93 Absatz  3 LMG NRW benannten Personen. Sie/Er 
stellt die ordnungsgemäße Entsendung der benannten 
Personen gegenüber den entsendungsberechtigten Orga-
nisationen fest und gibt die Feststellungen der Medien-
kommission bekannt. Wird vom turnusmäßigen Wechsel 
der Geschlechter nach § 93 Absatz 7 LMG NRW abgewi-
chen, wird die Medienkommission insoweit unterrichtet.

§ 7
Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft eines 
ordentlichen oder stellvertretenden Mitgliedes der Medi-
enkommission gemäß § 91 Absatz 2, § 92 Absatz 1 LMG 
NRW ist der/dem Vorsitzenden der Medienkommission 
durch schriftliche Erklärung unverzüglich anzuzeigen. In 
den Fällen des § 91 Absatz 1 Nummer 11, 12 LMG NRW 
zieht die/der Vorsitzende die erforderlichen Urkunden 
bei. 

(2) Im Falle des Todes oder der Niederlegung des Amtes 
eines ordentlichen oder stellvertretenden Mitgliedes der 
Medienkommission wird die Feststellung der vorzeitigen 
Beendigung der Mitgliedschaft durch die/den Vor-

sitzende/n der Medienkommission getroffen. Die/Der 
Vor sitzende unterrichtet die Medienkommission in ihrer 
darauffolgenden Sitzung von der Beendigung der Mit-
gliedschaft. In allen anderen Fällen stellt die Medien-
kommission die vorzeitige Beendigung der Mitglied-
schaft durch Beschluss fest.

(3) Ist die vorzeitige Beendigung gemäß Absatz 2 festge-
stellt, so fordert die/der Vorsitzende den Landtag oder 
die entsendungsberechtigte Organisation auf, binnen 
einer Frist von drei Monaten nach der Beendigung ein 
neues ordentliches und/oder stellvertretendes Mitglied 
für den Rest der laufenden Amtszeit der Medienkommis-
sion zu entsenden. Dabei weist sie/er auf die Vorschriften 
der § 91 Absatz 1, § 92 Absatz 3, § 93 Absatz 6, 7 und 10 
sowie § 95 Absatz 1, 2 und 4 LMG NRW hin.  § 6 Absatz 2 
und 4 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

(4) Hinsichtlich des nach § 93 Absatz 5 LMG NRW be-
stimmten Mitgliedes gilt § 96 Absatz 3 Satz 2 LMG NRW.

§ 8
Sitzungen

(1) Die Sitzungen der Medienkommission werden von 
der/dem Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch 
sechsmal jährlich, einberufen. Auf Antrag von mindes-
tens einem Viertel der Mitglieder der Medienkommission 
oder auf Antrag der Direktorin/des Direktors muss die/
der Vorsitzende eine Sitzung der Medienkommission un-
verzüglich einberufen. Anträge nach Satz 2 müssen den 
gewünschten Beratungsgegenstand angeben.

(2) Die Medienkommission tagt in öffentlicher Sitzung. 
In begründeten Ausnahmefällen kann die Medienkom-
mission mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder 
den Ausschluss der Öffentlichkeit beschließen. Perso-
nalangelegenheiten, die aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes des Personals der LfM vertraulich sind, 
sind stets unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behan-
deln. 

(3) Sämtliche Beschlüsse und Ergebnisse der öffentli-
chen Sitzung werden gemeinsam mit einer Anwesen-
heitsliste im Online-Angebot der LfM unter Wahrung der 
Schutzwürdigkeit von personenbezogenen Daten und 
Betriebsgeheimnissen bekannt gemacht. Die Tagesord-
nung der Sitzung der Medienkommission wird mindes-
tens zwei Wochen vor der Sitzung im Online-Angebot 
der LfM veröffentlicht. Dabei ist auf den Ort, Tag und 
Zeitpunkt des Beginns der Sitzung hinzuweisen.

(4) Bei Verhinderung des ordentlichen Mitgliedes nimmt 
die Stellvertreterin oder der Stellvertreter vollberechtigt 
an der Sitzung der Medienkommission teil.

(5) Die Direktorin/Der Direktor und ihre/seine Vertrete-
rin oder ihr/sein Vertreter nehmen an den Sitzungen der 
Medienkommission teil. Sie/Er hat das Recht, sich jeder-
zeit zu den Beratungsthemen zu äußern. Über die Teil-
nahme von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der LfM ent-
scheidet die/der Vorsitzende auf Vorschlag der 
Direktorin/des Direktors. Zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten kann die/der Vorsitzende auch andere Personen 
hinzuziehen.

(6) Die für die Rechtsaufsicht zuständige Behörde ist be-
rechtigt, zu den Sitzungen der Medienkommission eine 
Vertreterin/einen Vertreter zu entsenden. Sie/Er hat das 
Recht, sich jederzeit zu den Beratungsthemen zu äußern.

§ 9
Ausschließung, Befangenheit, Auskunfts- 

und Anzeigepfl ichten

(1) Jedes ordentliche oder stellvertretende Mitglied der 
Medienkommission hat der/dem Vorsitzenden unverzüg-
lich solche Tatsachen mitzuteilen, die gemäß §  95 Ab-
satz 4 Satz 2 LMG NRW eine dauerhafte Interessenkolli-
sion begründen können. Verträge über die Beratung, 
Vertretung oder ähnliche Tätigkeiten sind bei der/dem 
Vorsitzenden anzuzeigen, soweit diese nicht in Ausübung 
eines bereits angezeigten Berufes erfolgen. Liegen die 
Tatsachen nach Satz  1 in der Person der/des Vorsitzen-
den der Medienkommission vor, hat sie/er unverzüglich 
die Mitglieder der Medienkommission sowie die für die 
Rechtsaufsicht zuständige Behörde zu informieren. 
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Fremde Interessen nach Satz  2 hat die/der Vorsitzende 
der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde anzuzei-
gen.

(2) Wird eine dauerhafte Interessenkollision gemäß § 95 
Absatz 4 LMG NRW angezeigt oder festgestellt, legt die/
der Vorsitzende die Angelegenheit der Medienkommis-
sion unverzüglich zur Beschlussfassung vor. Liegt die 
dauerhafte Interessenkollision in der Person der/des Vor-
sitzenden der Medienkommission, legt die Person, die die 
Stellvertretung im Vorsitz innehat, die Angelegenheit der 
Medienkommission unverzüglich zur Beschlussfassung 
vor. Die oder der Betroffene wirkt bei der Beschlussfas-
sung nicht mit. Stellt die Medienkommission eine dauer-
hafte Interessenkollision durch Beschluss fest, erlischt 
die Mitgliedschaft in der Medienkommission.

(3) Jedes ordentliche und stellvertretende Mitglied der 
Medienkommission gibt gemäß § 16 Satz 1 des Korrupti-
onsbekämpfungsgesetzes vom 16. Dezember 2004 (GV. 
NRW. 2005 S. 8), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 619) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 95 Absatz 5 LMG NRW die geforder-
ten Auskünfte gegenüber dem/der Vorsitzenden der Me-
dienkommission. Der/die Vorsitzende der Medienkom-
mission erteilt die geforderten Auskünfte gegenüber der 
für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde. Die Aus-
künfte erfolgen einmal im Jahr zum 30.05., erstmals 
einen Monat nach In-Kraft-Treten dieser Satzung. Die 
Auskünfte betreffende relevante Änderungen sind je-
weils umgehend mitzuteilen. Bei Neuentsendungen in 
die Medienkommission sollen die entsprechenden Aus-
künfte spätestens acht Wochen nach Amtseintritt erfol-
gen. Die Auskünfte werden im Internet im Online-Auf-
tritt der LfM veröffentlicht.

(4) Hält ein Mitglied die Voraussetzungen der §§  20, 21 
Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 934) geändert worden ist, bei sich oder 
anderen für gegeben oder bestehen Zweifel, ob diese Vor-
aussetzungen vorliegen, ist dies der/dem Vorsitzenden 
der Medienkommission mitzuteilen.

Die Medienkommission prüft, ob Mitglieder aufgrund 
der §§ 20, 21 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen von der Beratung und Beschluss-
fassung über einzelne Tagesordnungspunkte ausge-
schlossen sind und stellt dies durch Beschluss fest. Die/
Der Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht mit-
wirken.

§ 10
Einladung, Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung

(1) Die/Der Vorsitzende lädt zu den Sitzungen der Medi-
enkommission schriftlich oder in Textform ein. Zwischen 
dem Tag der Absendung der Einladung und dem Tag der 
Sitzung müssen mindestens neun Werktage liegen; in be-
sonders eilbedürftigen Fällen sowie in den Fällen des 
§ 98 Absatz 6 LMG NRW kann die/der Vorsitzende diese 
Frist auf drei Werktage abkürzen. Die Einladung kann 
auch im Intranet der LfM bereitgestellt werden. Darüber 
werden die Mitglieder der Medienkommission unter der 
von ihnen mitgeteilten E-Mail-Adresse informiert. Die in 
Satz 2 genannten Fristen gelten entsprechend.

(2) Die Medienkommission ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind und alle Mitglie-
der nach Maßgabe von Absatz  1 geladen wurden. Sie 
bleibt beschlussfähig, solange nicht auf Antrag eines 
Mitgliedes der Medienkommission die Beschlussunfähig-
keit festgestellt ist.

(3) Ist die Medienkommission beschlussunfähig, so sind 
alle Mitglieder innerhalb angemessener Frist mit dersel-
ben Tagesordnung erneut zu laden. In der darauf statt-
fi ndenden Sitzung ist die Medienkommission ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig. Beschlüsse dürfen jedoch nicht aus-
schließlich mit den Stimmen der nach §  93 Absatz  2 
LMG NRW entsandten Mitglieder gefasst werden.

(4) Die Medienkommission fasst ihre Beschlüsse in offe-
ner Abstimmung. Sofern die Mehrheit der anwesenden 

Mitglieder dies beschließt, kann eine Abstimmung auch 
geheim durchgeführt werden.

(5) Beschlüsse der Medienkommission bedürfen der Zu-
stimmung der Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 
Über die Anwesenheit wird eine Liste geführt. Nach § 9 
Absatz  4 ausgeschlossene Personen gelten nicht als an-
wesend.

(6) Beschlüsse über die Erteilung, die Rücknahme oder 
den Widerruf einer Zulassung oder der Zuweisung einer 
Übertragungskapazität, über Untersagungen, die Siche-
rung der Meinungsvielfalt im Fernsehen, die Öffentlich-
keit von Sitzungen und über Satzungen und deren Ände-
rung bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der Mit-
glieder.

(7) Der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 
der Medienkommission bedürfen Beschlüsse über die 
Abwahl der Direktorin/des Direktors und über die Ab-
wahl der/des Vorsitzenden oder der/des stellvertretenden 
Vorsitzenden der Medienkommission sowie über die Ab-
berufung von Mitgliedern der Ausschüsse der Medien-
kommission und ihrer Vorsitzenden und stellvertretenden 
Vorsitzenden.

§ 11
Wahlen

(1) Die Medienkommission kann Wahlen nur durchfüh-
ren, wenn zuvor ihre Beschlussfähigkeit festgestellt wor-
den ist.

(2) Wahlen sind mit verdeckten Stimmzetteln durchzu-
führen. Nach einstimmigem Beschluss kann eine Wahl 
auch offen durchgeführt werden. 

(3) Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder der Medienkommission auf sich vereinigt. 
Kommt eine Wahl hiernach nicht zustande, so fi ndet un-
verzüglich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, 
wer die meisten Stimmen erhält.

(4) Bei Stimmengleichheit sind solange weitere Wahl-
gänge durchzuführen bis das nach Absatz 3 Satz 2 erfor-
derliche Quorum erreicht ist. 

(5) Nimmt die gewählte Person die Wahl nicht an, so fi n-
det nach den Vorschriften des Absatzes 3 ein neuer Wahl-
gang statt.

(6) Sind in einer Sitzung der Medienkommission nach 
§ 98 Absatz 6 Satz 2 LMG NRW weniger als die Mehr-
heit der Mitglieder anwesend, so sind bei der Wahl die 
Stimmen der nach § 93 Absatz 2 LMG NRW entsandten 
Mitglieder der Medienkommission gesondert zu sammeln 
und auszuzählen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte 
der abgegebenen Stimmen erhält, sofern diese nicht aus-
schließlich von den nach § 93 Absatz 2 LMG NRW ent-
sandten Mitgliedern abgegeben worden sind.

(7) Absatz  2 Satz  2, Absatz  3 bis 6 gelten nicht für die 
Bestimmung eines Mitglieds nach §  93 Absatz  5 LMG 
NRW.

§ 12
Niederschrift

Über jede Sitzung der Medienkommission ist eine Nie-
derschrift zu fertigen.

§ 13
Ausschüsse

(1) Die Medienkommission bildet folgende ständige Aus-
schüsse:

1.  Ausschuss für Haushalt und Finanzen,

2.   Ausschuss für Medienentwicklung und Medienord-
nung,

3.  Ausschuss für Medienkompetenz und Bürgermedien,

4.  Ausschuss für Programm und Aufsicht,

5.  Ausschuss für Vielfalt und Partizipation.

(2) Die Medienkommission kann für sonstige Aufgaben 
weitere Ausschüsse bilden. Dabei soll der Auftrag des 
Ausschusses zeitlich befristet werden. Im Falle einer Be-
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fristung gilt der Ausschuss mit dem Ablauf der Frist als 
aufgelöst, wenn nicht die Medienkommission zuvor das 
Mandat des Ausschusses verlängert.

(3) Die in Absatz  1 Nummer  1 bis 5 bezeichneten Aus-
schüsse sollen aus mindestens jeweils fünf Mitgliedern 
bestehen. Die Anzahl der Mitglieder der jeweiligen Aus-
schüsse nach Absatz 2 bestimmt die Medienkommission.

(4) Die Mitglieder, die Vorsitzenden sowie die stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Ausschüsse werden von der Me-
dienkommission aus ihrer Mitte bestellt. Jedes Mitglied 
der Medienkommission darf nur einem Ausschuss ange-
hören. Zu Beginn der Amtsperiode bittet der/die Vorsit-
zende der Medienkommission die Mitglieder um Mittei-
lung, welchem der Ausschüsse sie angehören möchten. 
Bei der Zusammensetzung der jeweiligen Ausschüsse ist 
dem Gebot der Staatsferne Rechnung zu tragen und auf 
eine hinreichend plurale Besetzung Bedacht zu nehmen; 
insbesondere darf der Anteil der nach § 93 Absatz 2 ent-
sandten Mitglieder in den jeweiligen Ausschüssen nicht 
mehr als ein Drittel betragen. Zur Sicherstellung der 
vorgenannten Grundsätze wirkt die/der Vorsitzende auf 
eine Verständigung hin. Bei der Bestimmung der Vorsit-
zenden der Medienkommission und der Ausschüsse 
sowie bei der Bestimmung der stellvertretenden Vorsit-
zenden ist gleichfalls sicherzustellen, dass der Anteil der 
nach § 93 Absatz 2 LMG NRW entsandten Mitglieder je-
weils nicht mehr als ein Drittel beträgt. 

(5) Die Ausschüsse tagen in nichtöffentlicher Sitzung.

(6) Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. Im Übrigen gelten 
für Beschlüsse und Verfahren der Ausschüsse die Bestim-
mungen des § 8 Absatz 1 und 4 bis 6, § 9 Absatz 4, § 10 
Absatz  1, 2 Satz  2, Absatz  4 und 5 und §  12 entspre-
chend.

(7) Die/Der Vorsitzende und die/der stellvertretende Vor-
sitzende der Medienkommission können mit beratender 
Stimme an den Sitzungen der Ausschüsse teilnehmen.

(8) Mitglieder der Medienkommission, die einem Aus-
schuss nicht angehören, können an dessen Sitzungen mit 
beratender Stimme teilnehmen.

§ 14
Aufgaben der Ausschüsse

(1) Die Ausschüsse dienen der Vorbereitung von Sitzun-
gen der Medienkommission. Sie beraten die Beschlüsse 
der Medienkommission im jeweiligen Aufgabenbereich 
vor und berichten der Medienkommission. Im Einzelfall 
kann die Medienkommission eine Angelegenheit zur Vor-
beratung auch an Ausschüsse überweisen.

(2) Ausschüsse können gemeinsam tagen. 

§ 15
Zuständigkeit des Ausschusses für Haushalt 

und Finanzen

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen bereitet die 
Entscheidungen der Medienkommission im Bereich der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der LfM (§§ 109 bis 
116 LMG NRW) vor; er ist mit der Vorbereitung von Be-
schlüssen über die Finanzordnung nach §  110 Absatz  4 
LMG NRW, die Satzungen nach § 99 Absatz 1 und § 116 
Absatz  2 LMG NRW, Maßnahmen nach §  94 Absatz  2 
Nummer 1 bis 5 LMG NRW und Beteiligungen nach § 89 
LMG NRW zu befassen.

§ 16
Zuständigkeit des Ausschusses für Medienentwicklung 

und Medienordnung

Der Ausschuss für Medienentwicklung und Medienord-
nung unterstützt und begleitet die Medienkommission in 
allen Fragen der Medienentwicklung, insbesondere der 
Konvergenz der Medien, sowie der damit im Zusammen-
hang stehenden Fortentwicklung der Medienordnung.

Er befasst sich insbesondere mit 

–  der Konvergenz von Massenkommunikation und Indi-
vidualkommunikation und deren Regulierung,

–  neuen Regulierungskonzepten, insbesondere zur Platt-
form- und Anreizregulierung,

–  Grundsatzfragen des Datenschutzes,

–  der Fortentwicklung der länderübergreifenden Me-
dienaufsicht, insbesondere unter Berücksichtigung 
pluraler Entscheidungsstrukturen,

–  Grundsatzfragen der Netzneutralität,

–  Grundsatzfragen im Zusammenhang mit digitalen 
Diensten, die der Vermittlung zwischen eigenen oder 
fremden Inhalten und Nutzern dienen und strukturell 
relevant für die öffentliche Meinungsbildung sind,

–  Informationen der Nutzer zu maßgeblichen Entwick-
lungen,

–  der Ausschreibung und Vergabe von Forschungsprojek-
ten im Aufgabenbereich des Ausschusses

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 17
Zuständigkeit des Ausschusses für Medienkompetenz 

und Bürgermedien

Der Ausschuss für Medienkompetenz und Bürgermedien 
unterstützt und begleitet die Medienkommission in Fra-
gen der Förderung der Medienkompetenz, der Förderung 
und Weiterentwicklung von Bürgermedien sowie in Fra-
gen der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern in und 
an digitalen Medien.

Er befasst sich insbesondere mit 

–  Projekten zur Förderung der Medienkompetenz gemäß 
§§ 39, 88 Absatz 5 und 6 LMG NRW,

–  dem Informationsaustausch mit Institutionen und Ak-
teuren der Bürgermedien,

–  der Förderung von Bürgermedien gemäß § 40 Absatz 6, 
§ 88 Absatz 7 LMG NRW,

–  der Zulassung von Lehr- und Lernsendern nach § 40c 
LMG NRW,

–  Maßnahmen zur Nutzung digitaler Verbreitungswege 
durch die Bürgermedien, insbesondere der Förderung 
einer Bürgermedienplattform im Sinne von § 40c Ab-
satz 2 LMG NRW,

–  Grundsatzfragen im Zusammenhang mit Sendungen 
der Bürgermedien im Fernsehen, im lokalen Hörfunk 
und in Hochschulen,

–  dem Erlass von Satzungen und Richtlinien im Aufga-
benbereich des Ausschusses,

–  der Ausschreibung und Vergabe von Forschungsprojek-
ten im Aufgabenbereich des Ausschusses,

–  Informationen der Nutzer zu maßgeblichen Entwick-
lungen

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 18
Zuständigkeit des Ausschusses für Programm 

und Aufsicht

Der Ausschuss für Programm und Aufsicht unterstützt 
und begleitet die Medienkommission in Fragen der pro-
grammlichen Entwicklung im privaten Rundfunk und in 
Telemedien.

Er befasst sich insbesondere mit 

–  der Aufbereitung von Programmfragen von grundsätz-
licher Bedeutung,

–  dem Meinungs- und Erfahrungsaustausch mit privaten 
Rundfunkveranstaltern über die programmliche Ent-
wicklung unter besonderer Berücksichtigung des regi-
onalen und lokalen Rundfunks,

–  dem Informationsaustausch über die Arbeit der ZAK 
in Fragen des Programms und der Werbung und der 
KJM,
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–  Grundsatzfragen im Zusammenhang mit der Pro-
grammbeobachtung,

–  Zulassungen und Zuweisungen,

–  Entscheidungen im Zusammenhang mit der Belegung 
von Kabelanlagen,

–  Aufsichtsmaßnahmen,

–  Programmbeschwerden gemäß § 42 LMG NRW,

–  der Ausschreibung und Vergabe von Forschungsprojek-
ten im Aufgabenbereich des Ausschusses

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 19
Zuständigkeit des Ausschusses für Vielfalt 

und Partizipation

Der Ausschuss für Vielfalt und Partizipation unterstützt 
und begleitet die Medienkommission im Bereich der För-
derung von Vielfalt und Qualität im lokalen und regiona-
len Journalismus.

Er befasst sich insbesondere mit

–  der Analyse der Rahmenbedingungen und ihrer Verän-
derungen,

–  der Entwicklung von Handlungsempfehlungen und 
Anreizmodellen,

–  der Entwicklung und Förderung von Aus- und Weiter-
bildungsmaßnahmen sowie innovativen Konzepten,

–  der Vernetzung der Akteure sowie der Nutzerinnen 
und Nutzer und deren konkrete Beratung,

–  der Förderung und Initiierung des Diskurses über die 
Lage und Entwicklung des Journalismus in NRW,

–  der Begleitung und Weiterentwicklung der Vor Ort 
NRW. LfM-Stiftung für Lokaljournalismus gGmbH,

–  dem Aufbau einer Kompetenzplattform,

–  der Ausschreibung und Vergabe von Forschungsprojek-
ten im Aufgabenbereich des Ausschusses

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor. 

§ 20
Geschäftsordnung

Die Medienkommission gibt sich und ihren Ausschüssen 
eine Geschäftsordnung. Sie enthält insbesondere nähere 
Regelungen über die Rechte und Pfl ichten der Mitglieder 
der Medienkommission und ihrer/ihres Vorsitzenden 
sowie über die Vorbereitung und Durchführung der Sit-
zungen, soweit solche Regelungen nicht bereits durch 
Gesetz oder Satzung getroffen worden sind.

III.
Direktor

§ 21
Zuständigkeit

(1) Die Zuständigkeiten der Direktorin/des Direktors er-
geben sich aus § 103 LMG NRW. Sie/Er vertritt die LfM 
gerichtlich und außergerichtlich.

(2) Rechtsverbindliche Erklärungen für die LfM in An-
gelegenheiten, die über die Zuständigkeit der Direkto-
rin/des Direktors nach §  103 LMG NRW hinausgehen, 
kann sie/er unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der Zu-
stimmung der Medienkommission abgeben. Deren Zu-
stimmung ist unverzüglich einzuholen.

(3) Die Medienkommission überträgt die Aufgaben der 
Telemedienaufsicht nach § 59 Absatz 2 Rundfunkstaats-
vertrag vom 31. August 1991 (GV. NRW. S. 408), der zu-
letzt durch den Neunzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S.  452) geändert 
worden ist, sowie der Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach §  49 Absatz  1 Satz  2 Num-
mer 13 und 14 Rundfunkstaatsvertrag und § 16 Absatz 1 
und 2 Nummer 1 Telemediengesetz vom 26. Februar 2007 

(BGBl. I S. 179), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Juli 2016 (BGBl. I S. 1766) geändert worden ist, 
sowie Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Direkto-
rin/dem Direktor. Die Direktorin/Der Direktor kann Ver-
fahren von besonderer Bedeutung der Kommission zur 
Entscheidung vorlegen. Verfahren von besonderer Bedeu-
tung liegen insbesondere dann vor, wenn durch Teleme-
dienangebote in Rechte Dritter eingegriffen wird, Be-
lange der öffentlichen Meinungsbildung berührt werden 
oder die Angelegenheit eine erheblich über den Einzel-
fall hinausgehende Bedeutung hat. Die Befassung der 
Medienkommission mit Verfahren von besonderer Bedeu-
tung erfolgt in Abstimmung der Direktorin/des Direk-
tors mit dem Vorsitzenden der Medienkommission. Die 
Direktorin/Der Direktor unterrichtet den Ausschuss für 
Programm und Aufsicht sowie die Medienkommission 
über Art und Anzahl der im Zusammenhang mit der Te-
lemedienaufsicht nach Satz 1 geführten Verfahren.

(4) Die Direktorin/Der Direktor unterrichtet die Medi-
enkommission und deren Ausschüsse regelmäßig über 
grundsätzliche Angelegenheiten, insbesondere über 
wichtige aktuelle Fragen der Medienpolitik. Sie/Er in-
formiert die Medienkommission und deren Ausschüsse 
regelmäßig über Entscheidungen der DLM und der 
Kommissionen ZAK, KJM und KEK nach § 35 Absatz 2 
Nummer 1, 3 und 4 Rundfunkstaatsvertrag. Die/Der Vor-
sitzende der Medienkommission informiert die Medien-
kommission und deren Ausschüsse über Entscheidungen 
der GVK nach § 35 Absatz 2 Nummer 2 Rundfunkstaats-
vertrag.

IV.
Medienversammlung

§ 22 
Grundsätze

(1) Gegenstand der Medienversammlung sind aktuelle 
Themen, die aus Sicht der Beteiligten, insbesondere der 
Nutzerinnen und Nutzer, für den Stand und die Ent-
wicklung der Medien in Nordrhein-Westfalen von beson-
derer Bedeutung sind.

(2) Die Medienversammlung fi ndet mindestens einmal 
jährlich statt.

(3) Die Medienversammlung setzt sich insbesondere aus 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern folgender Bereiche 
zusammen:

–  Mediennutzerinnen und Mediennutzern,

–  in der Medienbranche Tätigen,

–  Medienwissenschaftlerinnen und Medienwissenschaft-
lern,

–  Medienpolitikerinnen und Medienpolitikern.

(4) Über die Konzeption und Ausgestaltung der Medien-
versammlung entscheidet die Medienkommission.

(5) Die Bekanntmachung soll spätestens einen Monat 
vor der Medienversammlung auf der Homepage der LfM 
erfolgen. Sie soll neben dem Zeitpunkt und dem Ort 
auch das Thema oder die Themen für die Diskussion be-
inhalten.

(6) Die Leitung der Medienversammlung obliegt der/
dem Vorsitzenden der Medienkommission.

(7) Die LfM stellt auf geeignete Weise sicher, dass sich 
auch nicht anwesende Personen an der Diskussion betei-
ligen können.

(8) Die Ergebnisse der Medienversammlung werden in 
geeigneter Form dokumentiert.

V.
Sonstiges

§ 23
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Landes-
anstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) vom 
1. April 2011 (GV. NRW. S. 205), zuletzt geändert durch 
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Satzung vom 28. August 2015 (GV. NRW. S.  669), außer 
Kraft.

Düsseldorf, den 2. Juni 2017

Der Direktor 
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Tobias  S c h m i d

– GV. NRW. 2017 S. 678

2251

Satzung
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-

Westfalen (LfM)
über die Grundsätze der Kanalbelegung 

für die analogen Kabelanlagen
in Nordrhein-Westfalen

– Kabelbelegungssatzung –
Vom 30. Juni 2017

Auf der Grundlage der §  14 Absatz  2 Satz  4, §  18 Ab-
satz 2 Satz 3 und § 20 Absatz 7 des Landesmediengeset-
zes Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 334), von denen §§ 14 und 18 zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 387) 
sowie § 20 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2009 (GV. NRW. S. 728) geändert worden sind, erlässt die 
Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) 
folgende Satzung:

§ 1 
Anwendungsbereich

Diese Satzung regelt die Belegung von analogen Kabel-
anlagen mit Rundfunkprogrammen und/oder vergleich-
baren Telemedien in solchen Kabelanlagen, die im Gel-
tungsbereich des LMG NRW betrieben werden. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Eine analoge Kabelanlage im Sinne dieser Bestim-
mung ist eine Kabelanlage, die nicht vollständig im 
Sinne des § 21 LMG NRW digitalisiert ist.

(2) Lokale oder regionale Fernsehprogramme im Sinne 
des § 18 Absatz 3 LMG NRW sind solche, die die Voraus-
setzungen des § 4 Absatz 2 LMG NRW erfüllen.

§ 3 
Allgemeine Belegungsgrundsätze

(1) Die Medienkommission der LfM trifft die notwendi-
gen Feststellungen und Entscheidungen bei der Kabelbe-
legung nach Maßgabe der §§  14, 18, 19, 20 LMG NRW 
und dieser Satzung. 

(2) Dabei sind insbesondere folgende Maßgaben zu be-
rücksichtigen:

1.   Die für Nordrhein-Westfalen gesetzlich bestimmten 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkprogramme sind vor-
rangig einzuspeisen. Gleiches gilt für die lokalen Hör-
funkfunkprogramme und Hochschulsendungen in 
deren jeweiligem Verbreitungsgebiet. 

2.   Reicht die Kapazität einer Kabelanlage nicht für die 
Verbreitung und Weiterverbreitung aller weiteren 
Rundfunkprogramme aus, die darin eingespeist wer-
den sollen, ist für höchstens 17 Kanäle die Vorran-
gentscheidung nach §  18 Abs.  2 bis Absatz  7 in Ver-
bindung mit § 14 Absatz 2 bis Absatz 4 LMG NRW zu 
treffen. Dabei berücksichtigt die LfM die Meinungs-
vielfalt in den Programmen (Programmvielfalt) und 
die Vielfalt der Programmanbieter (Anbietervielfalt). 
Hierbei trägt sie auch dem Gedanken der Anreizregu-

lierung Rechnung. Die LfM kann unter Berücksichti-
gung der Angebotslage Kategorien bilden, die im 
Sinne eines vielfältigen Gesamtangebots bei der Vor-
rangentscheidung Berücksichtigung fi nden sollen. Sie 
kann unter Vielfaltsgesichtspunkten eine Gewichtung 
der einzelnen Angebotskategorien vornehmen, um die 
Verteilung der zur Verfügung stehenden Kapazitäten 
auf die Angebotskategorien festzulegen. Hierbei be-
ziehungsweise bei der Gewichtung innerhalb der An-
gebotskategorien kann sie beispielsweise mit einbe-
ziehen, ob sich Angebote erhöhten programmlichen 
Anforderungen unterwerfen und in der Refi nanzier-
barkeit entsprechend eingeschränkt sind oder in er-
höhtem Maße barrierefreie Anteile enthalten. Darüber 
hinaus können zum Beispiel Gesichtspunkte journa-
listischer Infrastruktur, wie beispielsweise besonderes 
Engagement bei der Aus- und Fortbildung des redak-
tionellen Personals oder das Festlegen publizistischer 
Qualitätsziele und -standards, Berücksichtigung fi n-
den. Bei der Vielfaltsabwägung wird berücksichtigt, 
ob ein für die Zuweisungsdauer verbindliches Kon-
zept zur Realisierung der vorgenannten Gesichts-
punkte vorgelegt wird.

3.   Bis zu zwei der nach Nummer 2 Satz 1 zu belegenden 
Kanäle sind mit lokalen oder regionalen Fernsehpro-
grammen zu belegen, die im Geltungsbereich des 
LMG NRW zugelassen sind. Die Entscheidung über 
die Anzahl der Kanäle nach Satz 1 und die Auswahl 
des Programms ist nach Maßgabe des §  14 Absatz  2 
bis Absatz 4 LMG NRW in Verbindung mit Nummer 2 
zu treffen.

4.   In den an das Ausland angrenzenden Gebieten soll 
einer der nach Nummer  2 Satz  1 zu belegenden Ka-
näle mit einem Programm belegt werden, das im an-
grenzenden Ausland verbreitet wird und einen inhalt-
lichen Bezug zu diesem aufweist.

5.   Mindestens ein Kanal der nach Nummer 2 Satz 1 zu 
belegenden Kanäle ist mit direkten Angeboten an die 
Öffentlichkeit für den Verkauf, den Kauf, die Miete 
oder Pacht von Waren oder Erzeugnissen oder für die 
Erbringung von Dienstleistungen zu belegen.

6.   Es kann bestimmt werden, dass von den nach Num-
mer  2 Satz  1 zu belegenden Kanälen bis zu zwei 
fremdsprachige Programme, die für ausländische Bür-
gerinnen und Bürger bestimmt sind, in solche Kabel-
anlagen unter Beachtung der Grundsätze nach §  14 
Absatz 2 bis Absatz 4 LMG NRW in Verbindung mit 
Nummer 2 eingespeist werden, in deren Verbreitungs-
gebiet diese Bürgerinnen und Bürger einen bedeuten-
den Anteil an der Bevölkerung stellen.

7.   Ein Kanal kann zur Nutzung zu unterschiedlichen 
Zeiten oder in turnusmäßigem Wechsel für mehrere 
Programme zugeteilt werden, solange und soweit da-
durch den in § 18 Absatz 2 in Verbindung mit § 14 Ab-
satz 2 bis 4, § 18 Absatz 3 bis Absatz 8 LMG NRW ge-
nannten Kriterien eher entsprochen werden kann.

8.   Im Rahmen der Vorrangentscheidung ist auch festzu-
legen, welche Kanäle für die Belegung nach Num-
mer 2 Satz 1 zur Verfügung stehen.

(3) Bei den Entscheidungen nach Absatz 1 und Absatz 2 
ist auch die Akzeptanz der Rundfunkprogramme und 
vergleichbaren Telemedien bei den an der Kabelanlage 
angeschlossenen Teilnehmerinnen und Teilnehmern zu 
berücksichtigen.

(4) Für die nach Absatz  1 und Absatz  2 zu treffenden 
Feststellungen und Entscheidungen sind die Programm-
veranstalter und/oder Anbieter von vergleichbaren Tele-
medien verpfl ichtet, der LfM die hierzu verfügbaren Un-
terlagen zur Verfügung zu stellen. Dabei sind alle 
Angaben zur Programmvielfalt und Anbietervielfalt zu 
machen, die für die Beurteilung nach den Gesichtspunk-
ten des § 14 Absatz 2 bis Absatz 4 LMG NRW in Verbin-
dung mit Absatz  2 Nummer  2 erforderlich sind. Sofern 
die LfM für diese Angaben einen gesonderten Fragebo-
gen vorhält, ist dieser Fragebogen zu verwenden. Anbie-
ter von Telemedien erhalten darüber hinaus Gelegenheit 
zur Stellungnahme, inwieweit das Telemedium zur Ange-
bots- und Anbietervielfalt beitragen kann. Soweit Veran-
stalter und/oder Anbieter von Telemedien nationale Nut-
zungsdaten, die anerkannten methodischen Standards 
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entsprechen, erheben lassen, sind diese, bezogen auf 
Nordrhein-Westfalen, vorzulegen. Gleiches gilt, wenn 
Veranstalter und/oder Anbieter von Telemedien Nut-
zungsdaten für Nordrhein-Westfalen, die den genannten 
Standards entsprechen, erheben lassen.

(5) Die Entscheidung über die Belegung der verbleiben-
den Kanäle mit Rundfunkprogrammen und/oder ver-
gleichbaren Telemedien trifft der Kabelanlagenbetreiber 
nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze. §  20 Absatz  3 
und 4 LMG NRW gilt entsprechend. 

§ 4
Ausnahmen

Für die in § 84 und § 85 LMG NRW genannten Einrich-
tungen und Wohnanlagen lässt die LfM auf Antrag der 
Eigentümerin oder des Eigentümers oder des Kabelanla-
genbetreibers Ausnahmen von der Rangfolge nach §  18 
Absatz 2 bis Absatz 7 LMG NRW zu. Dabei sollen Wün-
sche der angeschlossenen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, welche in geeigneter Weise zu ermitteln und zu do-
kumentieren sind, angemessen berücksichtigt werden.

§ 5
Verfahren

(1) Die LfM entscheidet im Benehmen mit den Kabelan-
lagenbetreibern über die technische Belegung der Kabel-
kanäle nach § 18 Absatz 1 bis Absatz 7 LMG NRW und 
nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
programme stellt sie das Benehmen mit dem WDR, dem 
ZDF oder dem Deutschlandradio her. 

(3) Die LfM setzt für Veranstalter, deren Programm auf-
grund einer Rangfolgeentscheidung nicht mehr in eine 
Kabelanlage eingespeist werden kann, Übergangsfristen 
für den Vollzug der Rangfolgeentscheidung fest. Die 
Übergangsfrist beträgt im Regelfall sechs Monate. Hier-
von kann insbesondere abgewichen werden, wenn dem 
Veranstalter eine kürzere Fristsetzung wirtschaftlich zu-
mutbar ist. §§  48 und 49 Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) ge-
ändert worden ist, fi nden keine Anwendung. Eine Ent-
schädigung für Vermögensnachteile, die Veranstaltern 
und Kabelanlagenbetreibern durch eine Rangfolgeent-
scheidung und deren Vollzug entstehen, fi ndet nicht statt. 

(4) Die Rangfolgeentscheidung mit der Kanalzuweisung 
wird sowohl dem Kabelanlagenbetreiber als auch den 
betroffenen Programmveranstaltern und/oder Anbietern 
von Mediendiensten per Bescheid mitgeteilt. 

(5) Die LfM überprüft ihre Rangfolgeentscheidung für 
die Belegung von Kabelanlagen in regelmäßigen Abstän-
den, mindestens aber alle 24 Monate. 

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Nordrhein-
Westfalen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der 
Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) 
über die Grundsätze der Kanalbelegung für die analogen 
Kabelanlagen in Nordrhein-Westfalen (Kabelbelegungs-
satzung) vom 10. September 2004 (GV. NRW. S.  534) 
außer Kraft.

Düsseldorf, den 30. Juni 2017

Der Direktor 
der Landesanstalt für Medien (LfM)

Dr. Tobias  S c h m i d

– GV. NRW. 2017 S. 683

6. Änderung des Regionalplans
Münsterland auf dem Gebiet der Stadt Oelde

Erweiterung eines Bereiches für gewerbliche und
industrielle Nutzungen im Rahmen eines 

Flächentausches
Vom 3. Juli 2017

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Münster hat in 
seiner Sitzung am 20. März 2017 die 6. Änderung des Re-
gionalplans auf dem Gebiet der Stadt Oelde, Erweite-
rung eines Bereiches für gewerblich und industrielle 
Nutzungen durch Flächentausch, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Münster mit Bericht vom 27. März 2017 – Aktenzeichen: 
32.1.2.1 MSL-06 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S.  868) geändert 
worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Warendorf und der Stadt Oelde 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
 Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
 Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 3. Juli 2017

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2017 S. 684

7. Änderung des Regionalplans
Münsterland auf dem Gebiet der Stadt 

Drensteinfurt 
Erweiterung eines Allgemeinen Siedlungsbereiches 

im Rahmen eines Flächentausches 
Vom 3. Juli 2017

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Münster hat in 
seiner Sitzung am 20. März 2017 die 7. Änderung des Re-
gionalplans auf dem Gebiet der Stadt Drensteinfurt, Er-
weiterung eines Allgemeinen Siedlungsbereiches im 
Rahmen eines Flächentausches, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Münster mit Bericht vom 27. März 2017 – Aktenzeichen: 
32.1.2.1 MSL-07 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landespla-
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nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S.  868) geändert 
worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Warendorf und der Stadt Dren-
steinfurt zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
 Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
 Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den   3. Juli 2017

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

gez. Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2017 S. 684

4. Änderung des Regionalplanes
für den Regierungsbezirk Arnsberg,

Teilabschnitt Oberbereich Siegen
(Kreis Siegen-Wittgenstein und Kreis Olpe)

im Gebiet der Stadt Lennestadt 
Vom 12. Juli 2017

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
seiner Sitzung am 30. März 2017 die 4. Änderung des Re-
gionalplanes für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilab-
schnitt Oberbereich Siegen (Kreis Siegen-Wittgenstein 
und Kreis Olpe) im Gebiet der Stadt Lennestadt, Dar-
stellung eines Freiraumbereiches für zweckgebundene 
Nutzungen (Standort für Regenerative Energiegewin-
nung – Freifl ächensolaranlage) sowie Aufhebung eines 
„Bereiches für den Schutz der Landschaft und land-
schaftsorientierte Erholung“, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Arnsberg mit Bericht vom 19. April 2017 – Aktenzeichen: 
32.01.02.01_09.05 – 4. Änd. – gemäß §  19 Absatz  6 des 
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. 
Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 868) ge-
ändert worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbe-

hörde) sowie dem Kreis Olpe und der Stadt Lennestadt 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Regionalplans gegenüber der Be-
zirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 12. Juli 2017

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2017 S. 685

25. Änderung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Detmold

Gebietsentwicklungsplan – Teilabschnitt 
Oberbereich Bielefeld

auf dem Gebiet der Stadt Verl
Vom 12. Juli 2017

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
seiner Sitzung am 27. März 2017 die 25. Änderung des 
Regionalplans für den Regierungsbezirk Detmold „Ge-
bietsentwicklungsplan (GEP) – Teilabschnitt (TA) Ober-
bereich Bielefeld“; Betriebserweiterung der Nobilia-
Werke in Verl-Kaunitz mit der Neudarstellung eines 
„Bereichs für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
(GIB)“ auf dem Gebiet der Stadt Verl, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Detmold mit Bericht vom 29. März 2017 – Aktenzeichen: 
32-25.Änd_OBBi – gemäß § 19 Absatz 6 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S.  868) geändert 
worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Detmold (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Gütersloh und der Stadt Verl zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
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stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Regionalplans gegenüber der Be-
zirksregierung Detmold (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 12. Juli 2017

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2017 S. 685
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